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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Der Ständerat gab einer vom Nationalrat bereits überwiesenen Motion Neirynck (cvp,
VD) für die Integration ausländischer ETH-Ingenieure nur als Postulat Folge. Die
Diskussion zu einer Interpellation Neirynck betreffend die konkreten Massnahmen zur
Umsetzung des Postulats wurde im Nationalrat verschoben. 1

MOTION
DATUM: 01.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Personen aus Nicht-EU-Staaten, die nach dem Studienabschluss keine Stelle haben,
müssen die Schweiz nach geltendem Recht zügig verlassen. Die Rektorenkonferenz der
Universitäten (CRUS) fordert seit Jahren, dass diese Studienabgänger eine längere Frist
zur Arbeitssuche erhalten, weil sie mit Steuergeldern ausgebildet worden sind und in
der Wirtschaft viel leisten könnten. Mit diesen Argumenten stiess sie auf zunehmendes
Echo. Im Februar reichte der CVP-Nationalrat und ETH-Honorarprofessor Neirynck (VD)
eine parlamentarische Initiative für grosszügigere Zulassungsbestimmungen ein. Die
Staatspolitischen Kommissionen der beiden Räte stimmten dem Begehren zu, während
es vom Bundesrat abgelehnt wurde. Die Regierung begründete ihre Haltung damit, dass
im Winter 2008 trotz guter Konjunktur 8500 Studienabgänger arbeitslos waren. In die
gleiche Richtung zielt auch eine von der freisinnig-demokratischen Fraktion deponierte
Motion. Sie will den Bundesrat verpflichten, die Voraussetzungen dafür zu schaffen,
dass sich Hochschulabsolventinnen und -absolventen aus Nicht-EU-/-Efta-Ländern
nach dem Studienabschluss während sechs Monaten auch ohne Arbeitsstelle in der
Schweiz aufhalten dürfen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.10.2008
ANDREA MOSIMANN

Zur Verhinderung des sich abzeichnenden Ärztemangels, insbesondere im Bereich der
Hausarztmedizin hatten die Räte 2008 eine Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH)
überwiesen, die vom Bundesrat die Erarbeitung von Grundlagen für eine
Bedarfsplanung für Studienplätze an den medizinischen Fakultäten forderte. Eine
Parlamentarische Initiative Neirynck (cvp, VD) verlangte zudem die Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage, welche die bundesweite Koordination der Zulassung an die
medizinischen Fakultäten erlaubt. Anlässlich der Vorprüfung der Initiative lancierte die
WBK-NR eine Motion, welche die Schaffung der rechtlichen Grundlagen verlangt, die
dem Bund die Festlegung einer Mindestanzahl medizinischer Studienplätze erlauben
würden. Die Parlamentarische Initiative wurde daraufhin zurückgezogen. In seiner
positiven Stellungnahme zur Motion WBK-NR verwies der Bundesrat auf seine
Empfehlung an die Universitätskantone, die Studienplatzkapazitäten zu erweitern, der
diese in beschränktem Umfang nachgekommen seien. Gleichzeitig erwähnte er die
Schaffung der Plattform Zukunft ärztliche Bildung, die 2010 erfolgte und alle
betroffenen Akteure inklusive Bund und Kantone in die Erarbeitung einer tragfähigen,
die geltende Kompetenzordnung berücksichtigenden Lösung einbezieht. Währendem
der Nationalrat die Motion deutlich annahm, lehnte sie der Ständerat mit Hinweis auf
die Regelungsmöglichkeiten im neuen HFKG knapp ab [35]. 3

MOTION
DATUM: 03.06.2009
SUZANNE SCHÄR

Im November verabschiedete die Staatspolitische Kommission des Nationalrats ihren
Entwurf zu einer parlamentarischen Initiative Neirynck (cvp, VD). Die Vorlage sieht eine
Anpassung des Ausländergesetzes vor, so dass auch Personen aus Nicht-EU/-EFTA-
Staaten mit einem Schweizer Hochschulabschluss auf dem Arbeitsmarkt zugelassen
werden können, wenn ihre Erwerbstätigkeit von hohem wissenschaftlichem und
wirtschaftlichem Interesse ist. Weiter soll bei der Zulassung zu einer tertiären Aus-
oder Weiterbildung auf die Voraussetzung der „gesicherten Wiederausreise“ verzichtet
werden und schliesslich könnten bei der Erteilung einer Niederlassungsbewilligung
unter bestimmten Voraussetzungen frühere Aufenthalte zur Aus- und Weiterbildung
nachträglich angerechnet werden. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.11.2009
ANDREA MOSIMANN
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Mauro Dell’Ambrogio, responsable du secrétariat d’état à la formation, à la recherche et
à l’innovation (SEFRI), a lancé un pavé dans la mare, lorsqu’il a affirmé que les études
étaient trop souvent déconnectées de la réalité. Il a d’ailleurs ajouté que l’argent public
était alors investi pour former uniquement des chômeurs en puissance. Avant même
d’avoir consulté les responsables des hautes écoles, il a indiqué que, dans l’optique de
lutter contre ce problème, le Master à temps partiel  s’imposait logiquement. Il a
précisé que le domaine du droit, des sciences économiques ainsi que de la formation
des enseignants pourraient facilement instaurer des masters à temps partiel. De plus, il
a indiqué qu’une telle réforme n’était pas incompatible avec le système de Bologne. La
proposition du secrétaire à la formation a trouvé un écho défavorable du côté de
Reynard (ps, VS) ou encore Neirynck (pdc, VD), qui regrettent que la formation soit
soumise au bon vouloir de l’économie. Le socialiste valaisan a d’ailleurs expliqué que,
selon lui, l’employabilité ne devait pas être la finalité des études. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN
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